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Einleitung

Historischer Raum und Verwaltungshandeln

Politisches und Verwaltungshandeln vollzieht sich in Räumen, die, historisch gewachsen, 
über die Dauer aber aus politischen Erwägungen angegriffen werden. Sie dienen Verwal-
tungsstrukturen und dem zu diesen gehörenden Merkmal der Zuständigkeit als Grund-
lage. Sie tendieren dann zu fester Begrenzung, wenn die auf sie wirkenden Kräfte zur 
Ruhe gekommen sind. Die daraus resultierende Neigung zur Beharrung und damit der 
dauerhaften Konsolidierung steht in Opposition zu den sich verändernden ökonomischen 
und politischen Verhältnissen, die in Grenzziehungen einen Ausgleich herbeizuführen be-
strebt sind. Im Unterschied zu äußeren Grenzen, die Schutz und Sicherheit bieten sollen, 
aber auch als Ausgang für eventuelle Korrekturen bestimmt sind, fungieren innere Gren-
zen als ordnender Rahmen staatlichen Handelns und als Umfriedung für das Leben der 
Bürger. Beide sind über die Dauer selten stabil. Sie werden im Laufe der Zeit von innen 
und außen in Frage gestellt. Ihnen wohnen damit zukünftige Möglichkeiten inne, sie von 
der einen oder anderen Seite zu überschreiten1. Da sie im Zuge des Ausbaus staatlicher 
Macht nicht natürlich bestimmt werden, sondern in der Regel aus Machtausgleich ent-
standen sind, orientieren sie sich in der Tendenz immer seltener an geographischen Gege-
benheiten2, denen sie häufi g ihren Ursprung verdankten. In ihrer endlichen Ausformung 
als administrative Fassungen sind sie in funktioneller und planerischer Hinsicht vielfach 
zufälliger Natur und bieten häufi g allein schon deshalb Ansatzfl ächen für Revisionsfor-
derungen. Wachstum und Ausgestaltung solcher Begrenzungen, die bis zur völligen Ne-
gierung des Vorgefundenen führen können, bewegen sich immer in Abhängigkeit von den 
bestimmenden Verhältnissen der jeweiligen historischen Epoche3.

Die Neigung zu Stabilität ist in der Literatur ausführlich behandelt worden. Brill führt 
die Beständigkeit territorialer und administrativer Strukturen auf „das starre Festhalten der 
Bevölkerung an einer bestimmten Staatszugehörigkeit“ zurück, nennt das psychologisch 
schwer erklärbar und sieht darin einen symbolischen, fast fetischistischen Ausdruck für einen 
meist längst vergessenen Machtzusammenhang4. Diesel meint: „In jedem einzelnen Deut-
schen steckt die Wertvorstellung von der Verwaltung seines Landgebildes, eine Ehrfurcht 
vor allem, was einmal auf irgendeine Weise über ihn Gewalt hatte … Landschaft, Gebiet, 
Verwaltung, Empfi ndung, Richtung knäulen sich in Wirklichkeit und in der Seele des Deut-
schen unentwirrbar ineinander5. Und Wagner bringt es schließlich auf den Punkt, wenn er 
von außerordentlichem Beharrungsvermögen spricht, das territorialen Strukturen eigen ist6.

1 Redepennig, Über die Unvermeidlichkeit, S. 171.
2 Vgl. dazu Demandt, Die Grenzen, S.19; Rüther, Flüsse als Grenzen, S. 32.
3 Eine neue Sicht auf Grenzen, die „refl exive Grenzerforschung“, wird eröffnet in: Berichte zu deut-

schen Landeskunde 79 (2005), H. 2/3.
4 Brill, Der Typ, S. 10.
5 Eugen Diesel, Die deutsche Wandlung – Das Bild eines Volkes, Stuttgart 1929, S. 20 – 21.
6 Wagner, Die territoriale Gliederung, S. 79.
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Nach gesellschaftlichen Umbrüchen und in der Folge einschneidender Wandlungen 
in der Ökonomie verlieren innere Grenzen ihre bis dahin geltende Ordnungsfunktion. 
Sie werden mitsamt den über sie defi nierten Strukturen als lähmende Last und verstei-
nerter Zustand von gestern empfunden7. Es kommt in der Regel zu erheblichen und zum 
Teil auch einschneidenden Veränderungen innerhalb des geographischen und historischen 
Raumes, die die aufgelaufenen Widersprüche aufzulösen suchen. Politik und Ökonomie 
setzen dafür die bestimmenden Maßstäbe. Idealziel ist die Herstellung der Identität von 
wirtschaftlichem und Verwaltungsraum und innerhalb dessen die Gestaltung einer opti-
malen Verwaltungsstruktur. Gewicht und Bedeutung des geographischen und historischen 
Raumes treten demgegenüber zunehmend zurück.

Das Streben nach einer solchen Identität kennzeichnet die historische Entwicklung 
und die Bestimmung von innerstaatlichen Grenzen, von Verwaltungsstrukturen und Zu-
ständigkeiten. Unabhängig von der politischen Verfasstheit eines Staatswesens stehen 
solchen Absichten in der Regel reale, an die bestehenden Grenzen gebundene Interessen 
gegenüber. Abgegrenzte Territorien sind immer auch die räumliche Basis von Macht. Die 
Änderung ihrer Grenzen rüttelt an der Macht der in ihnen handelnden politischen Ak-
teure, auch an den Gewohnheiten der Insassen, und führt damit fast zwangsläufi g zu In-
teressenkonfl ikten8. Aus der nach dem Kriege in der SBZ/DDR sich vollziehenden Ver-
gesellschaftung der Wirtschaft und in Anknüpfung an frühere, allerdings auf anderen 
politischen Grundlagen beruhenden Bestrebungen, entspringen Forderungen, den geo-
graphischen und historischen Kontext als Ordnungsfaktor weitgehend zu negieren und in 
Anknüpfung an schon im Verlauf von Diskussionen in der Weimarer Republik gefundene 
Muster Wirtschaftsgebiete im Gegensatz zu geographisch oder politisch defi nierten Ein-
heiten zu entscheidenden Kriterien für die Begrenzung von Verwaltungsräumen zu erhe-
ben. Dafür wird rückblickend der Begriff „Rayonierung“ geprägt werden.

Der hier zu besprechende Raum mag dafür als Beispiel stehen. Seine Grenzen stamm-
ten aus längst vergangenen Zeiten. Nirgendwo wurde das Diktum von Wagner so ein-
drucksvoll bestätigt, wie durch die frühe Entwicklung in Brandenburg und in der gesam-
ten SBZ/DDR. Wagner defi nierte die im 19. Jahrhundert entstandene Territorialordnung 
als einen aus eigener Kraft nicht reformierbaren Anachronismus, dessen „Anpassung an 
die neuen konstitutionellen Formen zu einer politischen Notwendigkeit geworden“ sei. 
Friedensburg fand die Erklärung dafür in der Entwicklung von Wirtschaft und Verkehr 
und in der größeren Freizügigkeit der Menschen. Die in früheren Jahrhunderten entstan-
denen Grenzen seien dadurch immer mehr entwertet worden: „Infolgedessen werden 
zahlreiche Verwaltungsgrenzen im Laufe der letzten Jahre und Jahrzehnte immer mehr 
als unerträglich empfunden, zumal ihnen der ursprüngliche Wert eines festumrissenen 
Heimatbegriffs bei der von ihnen umschlossenen Bevölkerung vielfach abhanden ge-
kommen ist“9.

7 Otto Grotewohl in seiner Rede zur Eröffnung der Parteihochschule „Karl Marx“ in Kleinmachnow 
am 10.1.1948 – NY 4090 Nr. 134, Bl. 11 – 12.

8 Vgl. auch Reuber, Raumbezogene politische Konfl ikte, S. 1; ders., Macht und Raum, S. 32.
9 Wagner, Die territoriale Gliederung, S. 81; Friedensburg, Die zweckmäßige Größe, S. 313.
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Nach der Errichtung und dem Ausbau einer neuen Staats- und Verwaltungsorganisa-
tion im Gefolge der Stein-Hardenbergschen Reformen zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
war die administrativ-territoriale Struktur, vor allem die Kreisgliederung, ebenso wie 
das Gemeindenetz im wesentlichen stabil geblieben. Im preußischen Staat, der „sowohl 
aufgrund seiner Tradition wie seiner Leistungsfähigkeit der stärkste Hort der histori-
schen Territorialordnung“10 gewesen war, hatte sie alle Wandlungen überstanden. Neue 
Wirtschaftsordnung und freierer Grundstücksverkehr hatten zwar bestehende Grenzen in 
Frage gestellt, sie deren Bedürfnissen aber noch nicht anpassen können11, auch wenn die 
stürmische wirtschaftliche Entwicklung seit dem Ende des deutsch-französischen Krie-
ges brachialen Druck aufgebaut und einen neuen Gegensatz von Stadt und Land ausge-
löst hatte. Eine Reform an Haupt und Gliedern war zwar seit der März-Revolution von 
1848 immer wieder ins Auge gefasst, aber nie verwirklicht worden; eine „grundstür-
zende“ Umgestaltung der Gemeindestrukturen12 im Getöse des heraufziehenden Krieges 
erstickt. Kraft und Wille zur Veränderung waren nie stark genug gewesen, um das tradi-
tionell überkommene Gefüge entscheidend zu verändern. Die grundsätzliche Gliederung 
des Landes, vor allem die in Kreise, blieb unangetastet und unverändert. Folge: die Ver-
waltungsbezirke deckten sich nicht mit den naturgegebenen wirtschaftlichen und geogra-
phischen Raumeinheiten13.

Von der Bildung von Groß-Berlin durch Gesetz vom 24. April 1920 (GS. S. 123 ), die 
Brandenburg 58 Landgemeinden, 223 Gutsbezirke und die Städte Charlottenburg, Lich-
tenberg, Neukölln, Schöneberg, Spandau und Wilmersdorf gekostet hatte, waren keine 
Impulse für eine Bereinigung des inneren Aufbaus der Provinz ausgegangen. Das glei-
che gilt für die durch das „Gesetz über die Regelung verschiedener Punkte des Gemein-
deverfassungsrechts“ vom 27. Dezember 1927 (GS. S. 211) vorgenommene Aufl ösung 
der Gutsbezirke in Preußen; sie hatte allerdings völlig neue Strukturen auf dem platten 
Lande innerhalb der Kommunalverbände zur Folge. Die „Verordnung über die Neuord-
nung der Landkreise“ vom 1. August 1932 (GS. S. 255) hatte die Provinz Brandenburg 
nicht berührt, nachdem bereits bei der 1925 in Angriff genommenen, aber nicht ausge-
führten Kreisreform im Regierungsbezirk Potsdam eine Revision der Kreisgrenzen für 
nicht erforderlich erachtet und im Regierungsbezirk Frankfurt an die Vorbedingung ei-
ner Neuordnung des Niederlausitzer Braunkohlenreviers geknüpft worden war14. Noch 

10 Wagner, Die territoriale Gliederung, S. 79.
11 Die Bemerkung von Enders, Veränderungen, S. 40, erst die Geschehnisse des 19. Jahrhunderts hät-

ten allgemein und grundlegend auf Umfang und Grenzen der politischen Gemeinden eingewirkt, 
und sie z. T. entscheidend verändert, kann nur auf die Gemarkungen der Gemeinden, nicht auf das 
Gemeindenetz, bezogen werden. Die bürokratischen Voraussetzungen dafür waren durch die Ein-
führung des Katasterwesens und signifi kante Fortschritte in der Kartographie geschaffen worden. 
Das System der Gemeinden blieb jedoch nicht nur stabil, um das Bestehen der Gutsbezirke nicht zu 
gefährden. Es fehlte vielerorts sogar an einem belastungsfähigen und gesicherten Überblick über 
den Gemeindebestand als statistische Voraussetzung für dessen Reformierung.

 Koch, Die deutschen Gemeindegrenzen, S. 27, 57 – 58, 62; Wagner, Landräte, S. 250 – 253.
12 RMBliV. 1939 Sp. 34.
13 Trimborn, Großstadt, S. 296; Richter, Entwicklung der Landesplanung, S. 36.
14 GStAPK Rep. 77 Tit. 772 Nr. 77 Bd. 1 Beih. 6.
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weniger hatten von kleineren Grenzkorrekturen ausgehende Anstöße bewirken können, 
wie sie durch das „Gesetz über Groß-Hamburg und andere Gebietsbereinigungen“ vom 
27. Januar 1937 (RGBl. I S. 91) zwischen Preußen und Mecklenburg und auch zwischen 
Preußen und Anhalt sowie Sachsen vorgenommen worden waren. Das gleiche gilt für 
die Umgliederung einzelner Gemeinden in andere Kreise. Die in der Zeit von 1934 bis 
1939 mit dem Schwerpunkt in den Jahren 1937 bis 1939 (letzte Eingemeindung: Vogel-
sang und Schönfl ieß, Kr. Guben, nach Fürstenberg im März 1944) in großer Zahl veran-
lassten Eingemeindungen waren ebenfalls nicht zur grundsätzlichen Reformierung der 
bestehenden Strukturen der kommunalen Körperschaften und ihrer Zuständigkeitsberei-
che genutzt worden. Ihnen hatte die Einbettung in eine größere Konzeption gefehlt. Seit 
Erlass der „Kreisordnung für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Schlesien und Sach-
sen“ vom 13. Dezember 1872 (GS. S. 661) hatten in großer Zahl vorgenommene Auskrei-
sungen bisher kreisangehöriger Städte und Ausdehnungstendenzen der Stadtkreise neues 
Störungspotential generiert. Davon waren zwar grundsätzliche Strukturüberlegungen aus-
gegangen; diese jedoch hatten nicht die Neuordnung des gesamten Staates, sondern nur 
einzelner Räume zur Folge.

Angesichts jahrzehntelanger Versäumnisse musste eine Reform vorzugsweise da-
rauf gerichtet werden, die „Inkongruenz zwischen Verwaltungsräumen einerseits und den 
Siedlungs- und Wirtschaftsräumen andererseits“ zu beseitigen15. Die totale Niederlage 
von 1945 schuf deshalb auch die Möglichkeit für eine grundlegende territoriale Reorga-
nisation. Allerdings erwies sich die überkommene Einteilung und Gliederung als über-
aus stabil. Nicht nur sie war übernommen worden, sondern auch der durch Beschluss des 
Preußischen Staatsministeriums vom 21. März 1939 (RMBliV. Sp. 832) in „Mark Bran-
denburg“ geänderte Name der Provinz. Es verblieb daher im sowjetischen Besatzungsge-
biet zunächst bei örtlichen Korrekturen16.

Die Jahre nach dem Ende des 2. Weltkriegs waren auch in der Provinz Mark Branden-
burg und im neuen Lande Brandenburg eine bewegte und bewegende Zeit des Aufbaus 
im doppelten Sinne. Als man daran ging, aus den Resten einer Provinz ein lebensfähi-
ges Land zu schaffen, stand man nicht nur vor den kaum zu bewältigenden Hinterlas-
senschaften eines mörderischen Regimes; nicht nur große Teile des verwüsteten Landes 
mussten für Menschen bewohnbar gemacht werden. Ein Bevölkerungsansturm von bis 
dahin nicht gekanntem Ausmaß war zu bewältigen. Wiederaufbau bedeutete nun in ers-
ter Linie die Rekonstruktion und Herstellung des im Krieg Zerstörten. Aufbau hatte aber 
ebenfalls zum Ziel, im Sinn der Negierung des Vorausgegangenen etwas Neues zu schaf-
fen. Die Chancen, unter Umgehung der Zeit der Naziherrschaft an Strukturen und Er-
fahrungen aus der Weimarer Republik anknüpfen zu können, waren gering. Die schnell 
einsetzenden Wandlungen der ökonomischen Verhältnisse erwiesen sich als zu groß, die 
allgemein-gesellschaftlichen Verwerfungen als zu orbitant, die Träger einer auf das Wie-
deraufnehmen alter Erfahrungen orientierten Politik als zu schwach. Diese Perspektive 

15 Esterhues, Die Gemeindegebietsreform, S. 9.
16 Vgl. Müller/Röpcke (Hg.), Die ernannte Landesverwaltung, Vorwort, S. 7; Jürgensen, Der Gebiets-

austausch, S. 127.
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trat überdies in dem Maße zurück, in dem in den westlichen Zonen Deutschlands wieder 
alte Eigentumsverhältnisse zum Tragen kamen und die Einbeziehung dieses Besatzungs-
gebietes in die westliche Politik- und Wertegemeinschaft voranschritt. Bald waren in der 
SBZ die Umrisse eines bis dahin nicht gekannten gesellschaftlichen Umbruchs immer 
stärker erkennbar und wurden schließlich zur Gewissheit. Trotzdem konnte ein Neube-
ginnen historisch Gewordenes und Überkommenes nicht negieren. Grenzen hatten sich 
im Chaos des Untergangs behauptet. Neues Leben formierte sich in ihrem Schutz und res-
pektierte sie zunächst. Das zeigte sich an den Grenzen von Gemeinden und Kreisen in be-
sonders ausgeprägter Weise. Alle Bestrebungen zur Schaffung neuer Strukturen mussten 
deshalb von einer kritischen Prüfung der über Jahrhunderte gewachsenen administrativ-
territorialen Ordnung ausgehen, entscheiden, was an Positivem aufgehoben, an Begon-
nenem beendet, an Überholtem übergangen werden könne. Eine Würdigung des Gesche-
hens hat die Frage nach Kontinuität und Diskontinuität im Verlauf der Umgrenzung von 
Gebieten aufzuwerfen.

Würde ein solches vollkommen Neues in dem alten Rahmen gedeihen können? 
Würde der Raum, in dem sich Aufbau und Umgestaltung vollziehen sollten, den neuen 
Entwicklungen die Möglichkeiten eröffnen, derer sie bedurften? Es stellte sich also frü-
her oder später die Frage nach dem Bestand der vorgefundenen Struktur, der innerstaat-
lichen Grenzen, innerhalb derer sich ökonomisches Wirken, politische Bestimmung und 
Verwaltungshandeln vollziehen sollten. Fragen nach der Gliederung der Räume, ihrer Ab-
grenzung, ihrer zweckmäßigen Anlage und nach der administrativ-territorialen Struktur 
von der Bestimmung der Gemeindegrenzen, über die Abgrenzung der Land- und Stadt-
kreise, nach der Konfi guration des Landes also im Ganzen, rückten somit in den Mittel-
punkt des Interesses.

Im Folgenden wird es unternommen, die Fragen von Grenzverständnis, Grenzverlauf 
und Grenzänderung mit der Untersuchung von Problemstellung, Konzeptionen, Bestre-
bungen und Ergebnissen im Prozess der Prägung des Landes Brandenburg, also der Ge-
staltung seiner inneren Grenzen für den Zeitraum von 1945, dem Kriegsende, bis 1952, 
dem Jahr der grundlegenden Änderung der administrativ-territorialen Struktur des ge-
samten Staates, aufzugreifen und zu untersuchen. Die Behandlung der inneren Grenzen 
folgt der Vorstellung der äußeren Umgrenzung des Landes Brandenburg und ihrer Ver-
änderungen und der daraus resultierenden allgemeinen strukturellen und funktionellen 
Wandlungen.

Die Auseinandersetzung mit Grenzen kann nicht bei der Betrachtung ihres Verlau-
fes und ihrer Veränderungen beginnen oder dabei stehen bleiben. Der Weg zu ihnen hin 
und von ihnen weg ist darzustellen in der Verknüpfung von politischem Hintergrund mit 
der Entwicklung des umgrenzten Gebietes, im Voranschreiten von Versuch und Irrtum 
im Verlauf von Festlegung und Änderung. Damit rücken Disziplinen, Einfl ussfaktoren 
und neue Blickweisen in das Umfeld der Untersuchung. Aus ihnen können Umstände 
und Wirkungsweisen festgestellt werden, die fördernd oder hemmend auf Entscheidungs-
fi ndungen wirkten. Vor allem ist die widerspruchsvolle Herausbildung der neuen gesell-
schaftlichen Verhältnisse in die Betrachtung einzubeziehen, die sich im behandelten Zeit-
raum aus der radikalen Umwälzung aller Lebensumstände entwickelte. Von ihr gingen 
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wesentliche Anstöße zur Überwindung von Grenzen und zu ihrer Neubestimmung aus. 
Das Wechselverhältnis von politischem Handeln, wirtschaftlicher Formung, Ausgestal-
tung der Verwaltungsorganisation und Bestimmung der Räume ist auszuloten. Den Zu-
gang bietet die Näherung an die Verwaltungs- und Institutionengeschichte. Von der mit 
diesem Bereich verbundenen Kompetenzzuweisung führt ein direkter Weg zu den Ver-
waltungsgrenzen. Die Nichtbeachtung der einen versperrt den Zugang zur anderen. Ver-
waltungsgeschichte erweitert sich so zu einer Grenzgeschichte und eröffnet damit auch 
eine neue Sichtweise auf die innere Geschichte von SBZ und DDR bis hin zu der ein-
schneidenden und in der deutschen Verwaltungsgeschichte bis dahin einmaligen Umge-
staltung der staatlichen Strukturen im Jahr 1952. Und schließlich ist ein Teilaspekt der 
Bodenreform, die Siedlungspolitik, ins Auge zu fassen, die sich mit den tradierten Ge-
meinden und ihren Gemarkungen und deren Verhältnis zu den aus der Landverteilung ent-
standenen Ansiedlungen zu befassen hatte.

Historische Exkurse, die notwendig sind, um brandenburgische Probleme und deren 
Lösung in einen größeren Zusammenhang zu stellen und dadurch ihr Herkommen, ihre 
Verknüpfungen und Abhängigkeiten über die Zeiten und auch über die Zeitenwende von 
1945 erkennbar werden zu lassen, beziehen sich im wesentlichen allein auf Preußen, in 
dessen Verband Brandenburg über Jahrhunderte einbezogen war. In der Nachkriegszeit 
jedoch können dessen Grenzen, jetzt Glied der SBZ bzw. der DDR, nicht allein aus der 
Sicht auf dieses eine Land dargestellt werden. Die brandenburgische Strukturgeschichte 
hat zum einen, auch wenn sie auf Besonderheiten beruhen sollte, immer einen Bezug zur 
Zentrale. Zum anderen gewinnt die Grenzgeschichte des Landes an Plastizität, wenn sie 
mit der der anderen Territorien in der SBZ/DDR verglichen und in Beziehung gesetzt 
wird. Das ist bei den bisherigen Betrachtungen dieser Zeit weitgehend unbeachtet ge-
blieben. Die bei aller Parallelität erkennbare Pluralität des Geschehens und die schließ-
lich in gemeinsamer Bemühung gefundenen Lösungen können von einem solchen An-
satz her in ihren gegenseitigen Abhängigkeiten besser wahrgenommen und die von dem 
Land selbst ausgehenden Anstöße für allgemeine Regelungen ihrer Bedeutung entspre-
chend eingeordnet und gewürdigt werden. Es mischt sich somit Einzelnes und Besonde-
res mit Allgemeinem. Eine Geschichte der inneren Grenzen im Land Brandenburg wird 
aus diesem Grunde – wenn auch in begrenztem Umfang und aus der Sichtweise eines 
Landes gebrochen – eine Geschichte von solchen in der SBZ/DDR sein müssen. Plurali-
tät und ein auffälliges Streben nach länderübergreifenden Problemlösungen werden hier 
wie dort sichtbar und als prägende Faktoren der Entwicklung kenntlich gemacht. Gleich-
wohl soll versucht werden, diesen allgemeinen Aspekt nur insoweit zu beachten, wie 
zentrale Regelungen Einfl uss auf die brandenburgische Grenzproblematik genommen, 
brandenburgische Bestrebungen und Lösungen sich außerhalb seiner Grenzen niederge-
schlagen haben, und Gemeinsames und Unterschiedliches in den Vorhaben und Rechts-
setzungen anderer Länder erkennbar wird. So lässt sich schließlich nachzeichnen, wie 
aus zunächst unterschiedlichen Quellen Gemeinsames für den gesamten Staat erwächst. 
Damit wird der Versuch unternommen, von einem speziellen Betrachtungswinkel her ei-
nen Beitrag zu einem Gesamtbild der Geschichte von SBZ/DDR in der Anfangsphase 
ihrer Formierung zu leisten. Eine Darstellung des allgemeinen geschichtlichen Verlaufs 



7Stand der wissenschaftlichen Bearbeitung und Quellenlage   

war unter den gegebenen Voraussetzungen nicht möglich; sie ist deshalb auch nicht be-
absichtigt worden.

Im Verlauf der Diskussion über die Revision von inneren Grenzen und eine damit 
im Zusammenhang stehende Verwaltungsreform, die in allen Gliedern der SBZ geführt 
wurde, fi el früh die Entscheidung über die Priorität von Verwaltungs- oder Funktionalre-
form zugunsten der letzteren. Ulbricht sprach sie auf der 1. Staatspolitischen Konferenz 
im Sommer des Jahres 1948 aus (s. S. 208 – 209). Es war eine strategische Weichenstel-
lung. Auf sie muss, der konzeptionellen Gestaltung der Darstellung folgend, bereits Be-
zug genommen werden, bevor sie im historischen Zusammenhang besprochen werden 
kann.

Angesichts der großen Zahl der einzelnen Gebietsveränderungen in Brandenburg war 
es unmöglich, diese insgesamt zu behandeln. Alle im Zeitraum von Kriegsende bis zur 
Verwaltungsreform von 1952 vorgenommenen Änderungen von Kreis- und Gemeinde-
grenzen sind deshalb in einer gesonderten Publikation in mehr lexikalischer Form darge-
stellt worden17. Wie in dieser sind auch hier nur die aktenkundig belegbaren Grenzände-
rungen erfasst worden. Da eine Reihe von Änderungen der unmittelbaren Nachkriegszeit, 
die häufi g nur einen kurzen Bestand hatten, nicht dokumentiert ist, bleibt eine gewisse 
Unsicherheit bestehen. Mit Vorliegendem ist vielmehr angestrebt worden, den generellen 
Verlauf und das Typische des Geschehens zu erhellen. Dazu sind vor allem gescheiterte 
Vorhaben, jedoch nicht alle, sondern nur solche von allgemeinem Interesse, herangezo-
gen worden. Diese bieten überraschenderweise besondere Einblicke in den Ablauf der 
Geschehnisse. Sie lassen allgemeine Tendenzen, die Vielfalt möglicher Entscheidungsva-
rianten und die Widersprüche in einem von mannigfachen Unsicherheiten geprägten Um-
feld hervortreten und öffnen den Zugang zu den Motiven der Handelnden. Obwohl alle 
Grenzänderungen in der zitierten Publikation aufgeführt worden sind, werden hier ein-
zelne Vorgänge nochmals behandelt. Zum einen ließ es dort die mehr lexikalische Dar-
stellung nicht zu, wie im Beispiel der Eingemeindungen nach Frankfurt (Oder), die Kom-
plexität des Einzelnen im Gesamtzusammenhang der Zeit ausreichend zu hinterfragen; 
zum anderen geboten neue Quellen, wie im Fall der Grenzänderung zwischen den Krei-
sen Ostprignitz und Ruppin, das Thema noch einmal aufzugreifen.

Stand der wissenschaftlichen Bearbeitung und Quellenlage

Mit der Arbeit wird zu einem gewissen Teil Neuland betreten. Eine vollständige und er-
schöpfende Darstellung der Kreis- und Gemeindegebietsänderungen in der SBZ/DDR für 
die Zeit von 1945 bis 1952 liegt für Brandenburg mit Ausnahme der zitierten Übersicht 
bis heute nicht vor. An orientierenden oder anregenden Vorbildern fehlt es. Wie Wagner 
hervorgehoben hat, sind die deutschen Binnengrenzen monographisch überhaupt noch 
nicht behandelt worden. Bernet/Kulke ergänzen das für die Verwaltungsgeschichte, die 

17 Blöß, Brandenburgische Kreise und Gemeinden.
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